
(Ministerpräsident de Mai ziere: Es ist die gleiche Gehalts­
grundlage wie bei früheren Regierungen; es ist unverändert.)

(Zuruf: Bloß es wurde von der Führung nicht gesagt! - 
Beifall, vor allem bei CDU/DA)

So ist es! Ich bin der Meinung, es sollte vielleicht von dem Ho­
hen Haus noch einmal überdacht werden, ob die jetzt gezahlten 
Bezüge tatsächlich notwendig und in der Optik des Volkes zu 
verantworten sind.

(Beifall bei der PDS)

Die Defizite bei der Begleichung der Kosten für die Mindest­
renten sind so groß, daß wir zweifelsohne die jetzt bei den Son­
derversorgungssystemen freiwerdenden Beiträge verwenden 
müssen, um diese Lücke zu stopfen. Es wird mit Sicherheit für 
die Stipendien nichts übrig bleiben. Danke!

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Eine Frage können wir uns in der Dreiviertelstunde noch lei­
sten. Ich bitte die Abgeordnete Fritsch von der SPD, die Frage 33 
zu stellen.

Frau Fritsch (SPD):

Frau Minister! Da die Betriebsräte für die Interessenvertre­
tung der Arbeitnehmer eine große Bedeutung haben, möchte ich 
fragen, ob die Betriebsräte, die in einem Teil der Betriebe bereits 
gewählt wurden, als legitime Interessenvertreter anzuerkennen 
sind und welche Möglichkeiten denkbar sind, um den derzeiti­
gen Stand der Bildung von Betriebsräten zu erfassen? Ich denke, 
das wäre notwendig, um auch gezielter in den Betrieben selbst 
Hilfestellung in dieser Frage geben zu können.

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Betriebsräte halte ich für sehr wesentlich. Wir haben folgende 
Regelung: Die bis 31.10.1990 gewählten Betriebsräte werden bis 
Mitte 1991 legitim tätig sein können. Ich kann nur allen empfeh­
len, so schnell wie möglich jetzt noch Betriebsräte zu wählen - 
grundsätzlich, aber auch aus zeitlichen Gründen, weil es nach 
Inkrafttreten des Betriebsverfassungsgesetzes sehr kompliziert 
werden wird. Deswegen wäre es schöner, wenn zu diesem Zeit­
punkt die Betriebsräte schon installiert wären.

Jetzt zu erfassen, wieviel Betriebsräte vorhanden sind, ist sehr 
schwer. Wenn wir vor Ort unterwegs sind, bekommen wir es mit. 
Gestern hatten wir die Vorstände aller IG bei uns im Hause. 
Auch sie waren nicht dazu in der Lage, Auskünfte zu geben. Sie 
meinen, daß etwa in einem Drittel der Betriebe Betriebsräte exi­
stieren. Es besteht also nur die Möglichkeit, über die Gewerk­
schaften oder über die Arbeitgeberverbände diese Informatio­
nen zu erhalten oder vor Ort abzufragen.

In dem Zusammenhang möchte ich noch eins sagen: Die Aufga­
be der Betriebsräte zum jetzigen Zeitpunkt ist sehr dringlich. Ich 
möchte es an einem Beispiel demonstrieren: Bei Robotron nutzen 
sie die Möglichkeit in den nächsten Wochen, um zu verhindern, 
was an negativen Auswirkungen zu verhindern ist. Wir haben 
über ein Rationalisierungsschutzabkommen die Anwendung bei 
Robotron zur Zahlung von Überbrücküngsgeldern oder ähnli­
chem - eine Forderung von 60 Mio M - für den Betriebsteil Dres­
den gehabt. Durch Bemühungen mit Betriebsräten und mit der 
Arbeitsverwaltung und des Ministeriums ist es gelungen, über 
Kurzarbeitergeld-Empfehlungen für diesen Betrieb derzeitigen 
Finanzbedarf auf 10 Mio M zu reduzieren. Nutzen Sie die Möglich­
keiten des Arbeitsförderungsgesetzes ab 1.7., speziell des Kurzar­
beitergeldes, und auch die Qualifizierung und Umschulung, von 
der schon die Rede war, um Entlassungen vorzubeugen!
Da sind gerade die Betriebsräte gefordert, jetzt aktiv zu werden. 
- Ich danke Ihnen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich danke schön! - Frage 34, die Abgeordnete Bittner von der 
PDS!

Frau Dr. Bittner (PDS):

Verehrte Frau Minister! Durch das Arbeitsförderungsgesetz 
werden Umschulungsmaßnahmen in großem Maße angeregt. 
Wie wird gesichert, daß die Umschulung nach EG-Normen er­
folgt, damit die Umgeschulten nicht nach der Vereinigung wie­
der arbeitslos werden?

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Zwei Stufen: Sofortprogramm und perspektivisches Pro­
gramm. Beim Sofortprogramm geht es darum, die Arbeitnehmer 
zu „parken“, wie es technisch heißt. Das heißt, wir nehmen Qua­
lifizierung auch gern in Anspruch, wenn wir nicht nach EG-Nor­
men in dem Bereich schulen, der mit Sicherheit nachher einen 
Arbeitsplatz garantiert. Auch basisqualifikationserhöhende 
Maßnahmen sind hier günstig. Das spätere Programm ist das, 
daß wir tatsächlich auf EG-Normen und gezielt in dem Bereich, 
in dem die Arbeitskräfte gebraucht werden, schulen.

Das ist gegeben 1. durch engen Kontakt mit westdeutschen 
Biidungsträgern, die entsprechende Normen kennen und einar- 
beiten; 2. dadurch, daß die Arbeitgeber, die hier investieren - c 
war jetzt schon von VW die Rede -, die Qualifizierung selbst 
übernehmen und gleich EG-gerecht durchführen und dadurch 
ermöglichen, daß wir auch in unseren Ausbildungsprogrammen 
diese Normen einhalten und eine Vermittelbarkeit hinterher 
zwar nicht garantieren, aber sie auf dieser Basis zumindest 
wahrscheinlicher machen; 3. dadurch, daß wir versuchen, be­
reits in der Ausbildung auf EG-Normen zu orientieren, z.B. 
durch Verlängerung der Ausbildungszeit für Lehrlinge in den 
Ausbildungsberufen. Das ist in Vorbereitung.

(Schwacher Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Wir müssen diesen Geschäftsbereich jetzt tat­
sächlich verlassen. Es ist aber das letzte Mal angekündigt wor­
den, daß aus dem Bereich der Justiz eine zurückgezogene Frage 
heute noch mündlich gestellt werden kann, wenn der Minister 
anwesend ist. Das ist der Fall. Ich bitte die Abgeordnete Wollen­
berger, die Frage 13 zu stellen.

Frau Wollenberger (Bündnis 90/Grüne):

Herr Minister Wünsche, wie wollen Sie glaubwürdig die Re^ 
habilitierung all der Opfer betreiben, die nach Paragraphen des 
Gesetzbuches verurteilt worden sind, das in Ihrer ersten Amts­
zeit als Justizminister 1968 in der DDR in Kraft gesetzt wurde? 
Warum gehen Rehabilitierungen so schleppend voran? Liegt es 
vielleicht daran, daß Sie dieses Gesetzbuch noch genauso wie 
1968 als ein gutes Gesetzbuch empfinden?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Danke schön. Der Herr Minister hat das Wort.

Prof. Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
bitte, da die Frage ja sehr persönlich adressiert ist, einige über 
die ganz unmittelbare Fragestellung hinausgehende Anmerkun­
gen, zumal in der letzten Zeit ja nach einem gewissen Stereotyp 
aus dem Zusammenhang gerissene, längst und nachweisbar 
überwundene Positionen, die ich vor einem Vierteljahrhundert 
und davor vertreten habe.
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(Beifall) (Heiterkeit bei Bündnis 90/Grüne)


